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Der Zoll mit dem Zollfahndungsdienst sowie der Finanzkontrolle Schwarzarbeit stand mit den geführten Ermittlungsverfah-

ren gegen Organisierte Kriminalität (OK) in den vergangenen Jahren an der Spitze der deutschen Bundesbehörden. Zur Wei-

terentwicklung der Bekämpfung von OK und Geldwäsche beauftragte Bundesfinanzminister Christian Lindner die Generalzoll-

direktion, ein Konzept zu entwickeln, um den heutigen sowie künftigen Herausforderungen bei der Bekämpfung zu begeg-

nen. Unter Wahrung der Einheit des Zolls als Ganzes soll die Effektivität und Effizienz gesteigert werden. Auch die Digitalisie-

rung bedarf der Verbesserung. Zudem wird die Zusammenarbeit auf nationaler und internationaler Ebene gestärkt. Das nun

vorgelegte Konzept der Generalzolldirektion weist aus, dass der Zoll aufgrund seiner einzigartigen Expertise bezüglich des

grenzüberschreitenden Warenverkehrs und der ausgezeichneten Vernetzung zu Partnerbehörden im In- und Ausland bereits

heute gut aufgestellt sei. Eine schlagkräftige OK-Bekämpfung könne der Zoll leisten. Zu diesem Zweck soll im Zollkriminal-

amt (ZKA) ein OK-Bekämpfungszentrum eingerichtet und regionale „OK-Ermittlungszentren“ im Zollfahndungsdienst und in

der Finanzkontrolle Schwarzarbeit durch Priorisierung der Aufgabenwahrnehmung und durch regionale Schwerpunktsetzung

geschaffen werden. Die Spezialeinheiten des Zolls werden ausgebaut und durch Fortbildung optimiert. Gesetzt wird auch

auf die umfassende Digitalisierung der Ermittlungen. Die stärkere Vernetzung und gegenseitige Unterstützung der Ermitt-

lungseinheiten führt zur Intensivierung und Verzahnung der delikts- und einheitenübergreifenden Zusammenarbeit der re-

gionalen OK-Ermittlungszentren. Neues Personal wird dem Zollfahndungsdienst aus Planstellen mit bestehenden Haushalts-

vermerken zugeführt. Dies sind Umplanungen und kein neuer Personalaufbau, der den Bundeshaushalt belasten könnte.

Bleibt zu hoffen, dass die neue Konzeption ihre Wirkung entfaltet.

Entscheidungen

EuGH: Befreiung von eng mit der Sozialfür-

sorge und der sozialen Sicherheit verbunde-

nen Dienstleistungen, die von Einrichtungen

erbracht werden, die von dem betreffenden

Mitgliedstaat als Einrichtungenmit sozialem

Charakter anerkannt sind – Dienstleistun-

gen an einen Nichtsteuerpflichtigen in ei-

nem anderen Mitgliedstaat als dem der Nie-

derlassung des Dienstleistungserbringers

1. Art. 132 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/

112/EG des Rates vom 28. November 2006 über

das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der

durch die Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom

12. Februar 2008 geänderten Fassung ist dahin

auszulegen, dass zum einen soziale Dienstleis-

tungen, die an natürliche Personen erbracht

werden, die in einem anderen Mitgliedstaat als

dem wohnen, in dem der Leistungserbringer

den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat,

nach dieser Bestimmung von der Steuer befreit

sein können und es zum anderen insoweit irrele-

vant ist, dass der Leistungserbringer eine in die-

sem anderen Mitgliedstaat ansässige Gesell-

schaft in Anspruch genommen hat, um seine

Kunden zu kontaktieren.

2. Art. 132 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/

112 in der durch die Richtlinie 2008/8 geänder-

ten Fassung ist dahin auszulegen, dass dann,

wenn eine Gesellschaft soziale Dienstleistungen

an natürliche Personen erbringt, die in einem

anderen Mitgliedstaat als dem wohnen, in dem

diese Gesellschaft den Sitz ihrer wirtschaftlichen

Tätigkeit hat, die Art dieser Dienstleistungen

und die Merkmale dieser Gesellschaft zum

Zweck der Bestimmung, ob diese Dienstleistun-

gen unter die Wendung „eng mit der Sozialfür-

sorge und der sozialen Sicherheit verbundene

Dienstleistungen …, die durch … von dem be-

treffenden Mitgliedstaat als Einrichtungen mit

sozialem Charakter anerkannte Einrichtungen

bewirkt werden“ im Sinne dieser Bestimmung

fallen, nach dem – der Umsetzung der Richtlinie

2006/112 in der geänderten Fassung dienenden

– Recht des Mitgliedstaats, in dem diese Gesell-

schaft den Sitz ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit

hat, zu prüfen sind.

3. Art. 132 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/

112 in der durch die Richtlinie 2008/8 geänderten

Fassung ist dahin auszulegen, dass der Umstand,

dass eine Gesellschaft, die soziale Dienstleistun-

gen erbringt, bei einer öffentlichen Einrichtung

des Besteuerungsmitgliedstaats als Erbringerin

sozialer Dienstleistungen nach den Rechtsvor-

schriften dieses Mitgliedstaats eingetragen ist,

nur dann für die Annahme ausreicht, dass diese

Gesellschaft unter den Begriff „von dem betref-

fenden Mitgliedstaat als [Einrichtung] mit sozia-

lemCharakter anerkannte [Einrichtung]“ imSinne

dieser Bestimmung fällt, wenn für eine entspre-

chendeEintragungVoraussetzung ist, dassdie zu-

ständigen nationalen Behörden zuvor den sozia-

len Charakter dieser Gesellschaft für die Zwecke

dieser Bestimmunggeprüft haben.

EuGH, Urteil vom 11.5.2023 – C-620/21
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-1173-1

unter www.betriebs-berater.de

EuGH: Berichtigung der Vorsteuerabzüge –

ausgesonderte Gegenstände – späterer Ver-

kauf als Abfall – ordnungsgemäß nachge-

wiesene oder belegte Zerstörung oder Ent-

sorgung

1. Art. 185 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG des

Rates vom 28. November 2006 über das gemein-

same Mehrwertsteuersystem ist dahin auszule-

gen, dass die Aussonderung eines nach Ansicht

des Steuerpflichtigen im Rahmen seiner ge-

wöhnlichen wirtschaftlichen Tätigkeiten un-

brauchbar gewordenen Gegenstands, gefolgt

vom mehrwertsteuerpflichtigen Verkauf dieses

Gegenstands als Abfall, keine „Änderung der

Faktoren, die bei der Bestimmung des Vorsteuer-

abzugsbetrags berücksichtigt werden“, im Sinne

dieser Bestimmung darstellt.

2.Art. 185derRichtlinie2006/112 istdahinauszu-

legen, dass die Aussonderung eines nach Ansicht

des Steuerpflichtigen im Rahmen seiner gewöhn-

lichen wirtschaftlichen Tätigkeiten unbrauchbar

gewordenen Gegenstands, gefolgt von der vor-

sätzlichen Zerstörung dieses Gegenstands, eine

„Änderung der Faktoren, die bei der Bestimmung

des Vorsteuerabzugsbetrags berücksichtigt wer-

den“, im Sinne von Abs. 1 dieses Artikels darstellt.

Allerdings stellt eine solche Situation unabhängig

von ihrem vorsätzlichen Charakter eine „Zerstö-

rung“ im Sinne von Abs. 2 Unterabs. 1 dieses Arti-

kels dar, so dass diese Änderung keine Berichti-

gungspflicht nach sich zieht, sofern diese Zerstö-

rung ordnungsgemäß nachgewiesen oder belegt

ist und der Gegenstand objektiv jeden Nutzen im

Rahmen der wirtschaftlichen Tätigkeiten des

Steuerpflichtigenverlorenhatte.Dieordnungsge-

mäß nachgewiesene Entsorgung eines Gegen-

stands ist seiner Zerstörung gleichzusetzen, so-

fern sie konkret zum unumkehrbaren Verschwin-

dendiesesGegenstands führt.

3. Art. 185 der Richtlinie 2006/112 ist dahin aus-

zulegen, dass er nationalen Rechtsvorschriften

entgegensteht,wonachderVorsteuerabzugbeim

Erwerb eines Gegenstands zu berichtigen ist,

wenndieser ausgesondertwurde,weil derSteuer-

pflichtige der Ansicht war, dass er im Rahmen sei-

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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